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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 6. November 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Regelung für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von 
Zucker aus den assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar und den überseeischen Ländern und Gebieten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Okto- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 16./17. Okto- 
ber 1967 die Anhörung des Europäischen Parlaments beschlos- 
sen. Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist 
nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Regelung für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse mit Zusatz von Zucker aus den assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar und den überseeischen 

Ländern und Gebieten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit 
dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar *) hat sich die Gemein- 
schaft verpflichtet, bei der Gestaltung ihrer gemein- 
samen Agrarpolitik die Interessen dieser Staaten 
in bezug auf die den europäischen Erzeugnissen 
gleichartigen und mit ihnen konkurrierenden Er- 
zeugnisse zu berücksichtigen. 

Gemäß dem Beschluß des Rates vom 25. Februar 
1964 über die Assoziation der überseeischen Länder 
und Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 2 ) besteht hinsichtlich der Interessen 
dieser Länder und Gebiete die gleiche Verpflichtung. 

Die in Artikel 11 des Assoziierungsabkommens 
vorgesehenen Konsultationen haben stattgefunden. 

Mit der Verordnung Nr /67/EWG wird eine 

Übergangsregelung für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse mit Zusatz von Zucker ein- 
geführt, die für die Zeit vom 1. November 1967 bis 
zum 30. Juni 1968 gilt; bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern in die Mitgliedstaaten werden einerseits 
Zölle erhoben und andererseits wird eine Abschöp- 
fung auf den Zuckerzusatz angewandt. 

Es empfiehlt sich daher, eine Regelung für Verar- 
beitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit 
Zusatz von Zucker, die aus den assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar und den über- 
seeischen Ländern und Gebieten stammen, einzu- 
führen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, S. 1431/64 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, S. 1472/64 


Die Gemeinschaft kann ihrer Verpflichtung nach- 
kommen, indem sie während des gleichen Zeit 
raumes auf Einfuhren von Verarbeitungserzeug- 
nissen aus Obst und Gemüse mit Zusatz von 
Zucker aus den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madasgkar und aus den überseeischen Ländern 
und Gebieten die innergemeinschaftliche Zoll- 
regelung anwendet. 

Ferner empfiehlt es sich, für Ananaskonserven 
und Ananassaft, daß alle Mitgliedstaaten den im 
innergemeinschaftlichen Handel geltenden Abschöp- 
fungsbetrag für den zugesetzten Zucker anwen- 
den. 

Außerdem soll für Konserven aus tropischen 
Früchten und für Ananassäfte weiterhin die Zoll- 
regelung angewandt werden, die auf Grund ihres 
Ursprungs bei der Einfuhr nach Frankreich am 30. 
Juni 1967 gewährt wurde — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verord- 
nung Nr. . . /67/EWG genannten Erzeugnisse aus 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und aus den überseeischen Ländern und 
Gebieten in einen Mitgliedstaat wird ein Zollsatz 
erhoben, der gleich dem bei der Einfuhr aus den 
anderen Mitgliedstaaten angewandten Zollsatz ist. 

(2) Zusätzlich zu dem in Absatz 1 genannten Zoll- 
satz wird in jedem 3 ) Mitgliedstaat eine Abschöpfung 
erhoben, die gemäß Artikel . . . der Verordnung 
Nr. . . . /67/EWG festgelegt wird. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 1 Absatz (2) wird bei 
der Einfuhr von Ananaskonserven (Tarifstelle ex 
20.06 B II a) und b) und Ananassäfte (Tarifstelle 
ex 20.07 B III des Gemeinsamen Zolltarifs) aus den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
und aus den überseeischen Ländern und Gebieten 


3 ) Abschöpfung Drittstaaten 
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freiheit, die gegebenenfalls am 30. Juni 1967 bei 
der Einfuhr dieser Waren in die Mitgliedstaaten 
gewährt wurde, nicht entgegen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie wird ab 1. November 1967 angewandt. 

Sie ist bis zum 30. Juni 1968 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


eine Abschöpfung erhoben, die gleich der höchsten 
von den einführenden Mitgliedstaaten im inner- 
gemeinschaftlichen Handel angewendeten Ab- 
schöpfung ist. 

Artikel 3 

In bezug auf Konserven aus tropischen Früchten 
der Tarifstelle ex 20.06 B II a) und b) und Ananas- 
säfte (Tarifstelle ex 20.07 B III des Gemeinsamen 
Zolltarifs) aus den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar und aus den überseeischen 
Ländern und Gebieten stehen die Vorschriften des 
Artikels 1 Absatz (1) der Beibehaltung der Zoll- 
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Begründung 


Aufgrund der Verordnung Nr. 356 67 EWG vom 
25. Juni 1967 kommen die Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse mit Zusatz von Zucker aus 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft in den 
Genuß der innergemeinschafllichen Zollregelung. 
Außerdem sieht diese Verordnung für Ananassäfte 
für alle Mitgliedstaaten die Erhebung der im inner- 
gemeinschaftlichen Handel gültigen Abschöpfung 
für zugesetzten Zucker vor. 

Die Verordnung Nr. 356 67/EWG läuft am gleichen 
Tage aus wie die Verordnung Nr. 220/67 des Rats 
über Übergangsbestimmungen betreffend die Re- 
gelung für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse mit zugesetztem Zucker für die Zeit vom 
1. Juli bis 31. Oktober 1967. 

Der Vorschlag der nachstehenden Verordnung hat 
im wesentlichen das Ziel, die gegenwärtige Rege- 
lung für Erzeugnisse aus den afrikanischen Staaten 
und Madagaskar und den überseeischen Ländern 
und Gebieten für die Zeit vom 1. November 1967 
bis 30. Juni 1968 zu verlängern. Es wird darüber 
hinaus vorgeschlagen, die in der gegenwärtig gül- 
tigen Verordnung für Ananaskonserven vorgese- 
hene Abweichung auf Ananassäfte auszudehnen, 
die für die betroffenen Länder gleichfalls von be- 
sonderem Interesse sind. 

Die Bestimmungen des vorliegenden Verordnungs- 
vorschlages beziehen sich auf einen Verordnungs- 
vorschlag des Rats betreffend Übergangsbestim- 
mungen für die Regelung für Verarbeitungs- 
erzeugnisse auf Obst und Gemüse für die Zeit vom 
1. November 1967 bis 30. Juni 1968. 
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